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Übungsfälle zur Veranstaltung „Die Beteiligungsrechte des Betriebsrats“

Fall 3:

U ist Inhaber eines gut laufenden mittelständisches Haushalts- und Elektronikwarenunternehmens in Hamburg. Er betreibt innerhalb der Stadt mehrer Geschäfte, in denen je nach Geschäftsgröße 22 bis 26 Arbeitnehmer beschäftigt sind. In jeder dieser weitgehend selbständig arbeitenden Niederlassungen besteht ein Betriebsrat. Außerdem haben die Einzelbetriebsräte einen Gesamtbetriebsrat gebildet (§ 47 BetrVG).
In der Niederlassung im Stadtzentrum laufen die Geschäfte aufgrund der Nähe zu einer großen Elektronikfachmarktkette nicht gut. Hingegen können sich die Läden weiter außerhalb vor Kunden kaum retten. U beschließt daher, seinen Mitarbeiter A aus der Filiale im Stadtzentrum dauerhaft in das Geschäft im Norden Hamburgs zu versetzen. A ist hocherfreut, verkürzt dies doch seinen täglichen Arbeitsweg erheblich. Daher stimmt er der Versetzung ohne Vorbehalte zu.
Auch U ist angesichts der raschen und unkomplizierten Versetzung zufrieden. Deshalb sieht er davon ab, den Betriebsrat der Niederlassung im Stadtzentrum (B1), den Betriebsrat des Geschäfts im Norden Hamburgs (B2) oder den Gesamtbetriebsrat zu informieren.
Zu Recht?
Hinweis:

Die folgende Lösungsskizze ist nicht ausformuliert, sondern enthält nur die wesentlichen Stichworte. In der Abschlussklausur, die aus zwei Fällen mit vergleichbarem Schwierigkeitsgrad besteht, wird ein ausformulierter Text im Gutachtenstil erwartet (vgl. dazu auch das seit Semesterbeginn angebotene Begleitkolleg, das sich primär an Sozialwissenschaftler richtet, aber auch anderen Studenten offen steht).

A. Beteiligung des Betriebsrats des Geschäftes in Stadtzentrum (B1):
Mitbestimmungsrecht bei Versetzung nach § 99 I BetrVG? 
I. Bestehen eines BR (+)

II. Zahl der AN im Unternehmen: mehr als 20 (+)
III. Personelle Einzelmaßnahme: 
1. Versetzung? 

Legaldefinition in § 95 III 1 BetrVG: 

- Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes:
nach BAG liegt auch in der bloßen Veränderung des Arbeitsortes die Zuweisung eines anderen Arbeitsbereichs

- voraussichtlich mehr als einen Monat (+)
(oder erhebliche Änderung der Arbeitsumstände)


- Nichteingreifen der Ausnahme des Satzes 2 (+)


ZE: Versetzung (+)

2. Ausnahmsweise kein Mitbestimmungsrecht (MBR) des BR bei außerbetrieblicher Versetzung?
Unterschiedliche Ansichten denkbar (werden auch vertreten):

a) bei dauerhafter Versetzung kein MBR

b) bei einverständlicher Versetzung kein MBR

c) keine Einschränkung des MBR

d) Zuständigkeit des GBR

BAG: grds. MBR (+),

AUSNAHME: Dauerhafte Versetzung mit Einverständnis des AN, weil kein Individual- und Kollektivschutzbedürfnis
Stellungnahme:

· Gegen die ersten beiden Ansichten spricht Sinn und Zweck des § 99 BetrVG: auch durch außerbetriebliche Versetzung (ohne Einverständnis oder vorübergehend) können AN selbst sowie andere AN in ihrer Rechtsposition beeinträchtigt werden

· Gegen die Zuständigkeit des GBR spricht, dass einzelne BR das Problem lösen können; § 50 I BetrVG daher (-)

· Für Lösung des BAG spricht: Zweck des § 99 BetrVG endet an Vertragsfreiheit des AN

· Erg.: Hier mit BAG MBR zu verneinen
3. ABER: AG jedoch nach § 99 I BetrVG verpflichtet, BR zu unterrichten
B. Beteiligung des Betriebsrats des Geschäftes im Norden Hamburgs (B2): Mitbestimmungsrecht bei Einstellung nach § 99 I BetrVG?

1. Bestehen eines BR (+)

2. Zahl der AN im Unternehmen: mehr als 20 (+)

3. Personelle Einzelmaßnahme:
Einstellung: Tatsächliche Beschäftigung einer Person, die in den Betrieb eingegliedert und mit weisungsabhängiger Tätigkeit betraut wird; hier MBR (+)
4. ZE: U hätte den B2 unterrichten und dessen Zustimmung beantragen müssen

5. Bei (wirksamer) Zustimmungsverweigerung hätte U beim ArbG gem. § 99 IV BetrVG die Zustimmungsersetzung beantragen können und hätte (weil ein Zustimmungs-verweigerungsgrund nicht ersichtlich ist) auch obsiegt
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